
Die Region erneuert ihren Appell
Schacht Konrad: Kommunen und Institutionen fordern eine zügige und transparente Entscheidung

Salzgitter. Wenn sich 30 Kom-
munen zusammenschließen
zum Protest, ist das kaum zu
übersehen und zu überhören.
Das haben sich auch die Gegner
des Atomendlagers im Schacht
Konrad bei Bleckenstedt gedacht
und ihren Appell von 2022 öf-
fentlich erneuert – und das im
Leineschloss in Hannover. Der
Grund: „Die Arbeiten auf der
Anlage gehen unbeirrt weiter,
eine transparente und wissen-
schaftlich basierte Standortsu-
che wurde nicht initiiert“, heißt
es in einer Pressemitteilung, die
das Bündnis gegen Schacht Kon-
rad formuliert hat. Und es erin-
nert andas juristischeVerfahren,
das seit fast 21 Monaten läuft.
DerBUNDundderNABUha-

ben am 21. Mai 2021 einen An-
trag auf Widerruf beziehungs-
weise Rücknahme des Planfest-
stellungsbeschlusses an den da-
maligen Umweltminister Olaf
Lies übergeben. Eine Entschei-
dung darüber steht bislang noch
aus. „Mit dem ungebremsten
Ausbau werden weitere Tatsa-
chen geschaffen“, schreibt das
Bündnis, das auch an die 70.000
Unterschriften erinnert und an
den Appell der Region, den Aus-
bau des früheren Erzbergwerks
zum Endlager für schwach- und
mittelradioaktive Abfälle zu
stoppen. Die Anlage entspreche
den heutigen Anforderungen an
den Stand vonWissenschaft und
Technik nicht, weil bei der Ge-
nehmigung 2002 „wichtige As-
pekte wie Rückholbarkeit und
Langzeitsicherheit nicht gegeben
beziehungsweise gar nicht erst
beachtet worden sind“.
Damit der Appell nicht ver-

hallt, trafen sich Vertreter der
Kommunen und beteiligten Ins-
titutionen in Hannover im Lei-
neschloss, um die Landesregie-

rung aufzufordern, „den Antrag
der Umweltverbände transpa-
rent und zügig zubearbeitenund
nach nunmehr knapp zwei Jah-
ren zu entscheiden“. Salzgitters
Oberbürgermeister Frank Klin-
gebiel hebt die erneute Unter-
stützung seiner Amtskollegin-
nen und Amtskollegen hervor.
„Das zeigt die Geschlossenheit
der Region und steht für eine
Stimme, die es verdient, gehört
und ernst genommen zu wer-
den.“ Ihnen allen gehe darum,
„vor Inbetriebnahme den Nach-
weis der Langzeitsicherheit zu
erfüllen anstatt ignorant einfach
weitere Fakten zu schaffen“.
Er steht mit seiner Meinung

nicht alleine. „Unsere Region ist
durch das Atommülllager Asse
bereits stark belastet. Daher for-
dern wir in unserem Appell ge-
meinsam, das Standortauswahl-
verfahren für hochradioaktiven
Atommüll auf alle schwach- und
mittelradioaktiven Abfälle zu er-

weitern. Wir halten es für erfor-
derlich, dass der Umweltminis-
ter die Ankündigungen aus dem
Koalitionsvertrag schnellstmög-
lich umsetzt und gemeinsammit
der Bundesumweltministerin in
Gespräche mit unserer Region
eintritt“, so Braunschweigs
OberbürgermeisterDr. Thorsten
Kornblum:
Unterstützung kommt auch

aus Wolfsburg. „Bei der Suche
für ein Atommüll-Endlager geht
es vor allem um Sicherheit, das
muss oberste Priorität haben.
Wenn diese Voraussetzung nicht
erfüllt ist, gibt es auch keine
Grundlage für einewissenschaft-
liche und faktenbasierte Ent-
scheidung. Der Schacht Konrad
erfüllt eben diese Kriterien nach
heutigem Stand nicht. Insofern
ist es nicht nachzuvollziehen, die
Planungen für ein Endlager vo-
ranzutreiben“, so Oberbürger-
meister Dennis Weilmann
Der NABU Niedersachsen

verweist darauf, dass Schacht
Konrad bezüglich der Verant-
wortung für die nukleare Entsor-
gung für ganz Deutschland ste-
he. Die Konrad-Beauftragte Pet-
ra Wassmann fordert deshalb
„ein vergleichendes Standort-
auswahlverfahren auch für
schwach- und mittelradioaktive
Abfälle“. BUND- Landesvorsit-
zende SusanneGerstner erinnert
an die Zusage der rot-grünen
Landesregierung, dass „bei der
Endlagersucheder neueste Stand
von Wissenschaft und Technik
Anwendung finden und die
Rückholbarkeitsoption gewähr-
leistet werdenmuss“. Dies könne
in der Konsequenz nur zu dem
geforderten Widerruf des Plan-
feststellungsbeschlusses führen.
„Wir fordern das Land auf, unse-
ren Antrag zeitnah zu entschei-
den und die Baumaßnahmen zu
stoppen.“
DasUmweltministeriummuss

handeln, findet auch Rechtsan-

walt Ulrich Wollenteit. „Der
Planfeststellungsbeschluss für
das Endlager Schacht Konrad
muss zurückgenommenwerden.
Es fehlt an einem umfassenden
Nachweis der Langzeitsicherheit
nach dem Stand von Wissen-
schaft und Technik. Die von uns
aufgezeigten Defizite sind un-
heilbar.“
Auch aus dem „hohen Nor-

den“ gibt es Rückendeckung.
Hankensbüttels Samtgemeinde-
bürgermeister Henning Evers
positioniert sich eindeutig: „Der
einstimmige Beschluss des Rates
der Samtgemeinde Hankensbüt-
tel, sowie meine persönliche
Überzeugung, lassen keinen an-
deren Schluss zu, als den Apell
der Region gegen den Schacht
Konrad zu unterzeichnen.“ Die
Stadt Salzgitter und deren Ober-
bürgermeister forderten „völlig
zurecht ein transparentes und
zügiges Verfahren für die Lager-
suche“.

Gemeinsamer Protest gegen das atomendlager: Vertreter der kommunen und institutionen erneuern vor laufenden kameras ihren appell
gegen die Schacht-konrad-Pläne. foto: rudolf karliczek
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Im Februar 2023 wirft unsere Sonderveröffentlichung „Firmen mit (Familien-) Tradition“
wieder einen Blick auf ein Stück Geschichte.

Erfolgreiche Traditionsunternehmen haben über viele Jahre ihre Spuren im Landkreis
Salzgitter hinterlassen: durch aktive Mitgestaltung des Geschäftslebens, Teilhabe am
Ausbildungsbetrieb oder auch direkt durch Produktinnovation oder herausragenden Service.
Erfahrung, Vertrauen der Kunden und Persönlichkeit machen diese Unternehmen aus.

Sie sind selbst Teil eines solchen Unternehmens? Dann platzieren Sie Ihr
Unternehmen reichweitenstark mit Text und Fotos in unserer Sonderveröffentlichung.
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